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Nadja Pastega

Zürich Am 31. März fand in Bern 
unter der Leitung von Erziehungs­
direktor Bernhard Pulver ein 
Hearing zum Fremdsprachen­
lernen statt. Thema: das Sprach­
erwerbskonzept in den Passe­
partout-Kantonen. Dazu gehören 
Basel-Stadt, Baselland, Bern, Frei­
burg, Solothurn und Wallis. In die­
sen sechs Kantonen lernen die Pri­
marschüler als erste Fremdsprache 
Französisch – so zumindest steht 
es im Stundenplan. Doch das Er­
gebnis des Frühfranzösisch-Unter­
richts ist äusserst bescheiden, wie 
sich am Hearing zeigte. 

Vor 25 Sitzungsteilnehmern 
musste die Passepartout-Projekt­
leitung einräumen, dass die Schü­
ler nach vier Jahren Frühfranzö­
sisch die Top-500-Wörter, also die 
am häufigsten verwendeten Fran­
zösisch-Vokabeln, nicht abrufen 
können. Jetzt soll es die Technik 
richten: Mit einer neu entwickel­
ten, speziellen App müssen die 

Schüler künftig im Selbststudium 
das Französisch-Manko ausbügeln.

Trotz dieses ernüchternden Be­
funds will Bundesrat Alain Berset 
jetzt alle Kantone per Gesetz zwin­
gen, in der Primarschule eine zwei­
te Landessprache zu lehren — für 
die Deutschschweiz bedeutet das 
faktisch ein Frühfranzösisch-Obli­
gatorium. Um das durchzudrü­
cken, schickte Berset diese Woche 
drei Varianten für einen neuen 
Paragrafen des Sprachengesetzes 
in die Vernehmlassung – ein Ulti­
matum an die Adresse der Ab­
weichler-Kantone. 

«Gegen Gesetz wird sicher 
Referendum ergriffen»

Mit seinem Warnschuss zielt Bun­
desrat Berset nicht nur auf den Kan­
ton Thurgau, der das Französisch 
auf die Oberstufe verschieben und 
in der Primarschule nur noch Eng­
lisch unterrichten will.  Der Innen­
minister will mit seiner zentral­
staatlichen Intervention auch die 
Welle von Volksinitiativen stop­

pen, die in mehreren Deutsch­
schweizer Kantonen – darunter 
Zürich – angerollt ist. Diese Volks­
begehren wollen den Fremdspra­
chenunterricht an der Primarschu­
le reduzieren – meist soll es in der 
Primarschule nur noch Englisch 
geben und das Frühfranzösisch ge­
kippt werden.

Das will Berset verhindern. Der 
Bundesrat begründet sein Ein­
greifen damit, «dass staatspoliti­
sche und bildungspolitische Grün­
de harmonisierte Vorgaben zum 
Unterricht der Landesprachen er­
fordern».

Der Sprachbefehl aus Bern 
kommt bei Ernst Buschor, ehema­
liger Bildungsdirektor des Kantons 
Zürich und heutiger Co-Präsident 
des Forums Bildung, schlecht an. 
Er warnt vor den «negativen Wir­
kungen» einer Bundesintervention: 
«Bundesrat Berset macht einen 
kontraproduktiven Amoklauf 
gegen den Sprachfrieden, er spielt 
mit dem Feuer», sagt er. «Gegen 
dieses Gesetz wird mit Sicherheit 

das Referendum ergriffen. Das 
könnte den Sprachenstreit dann 
erst so richtig entfachen.» Der um­
triebige CVP-Bildungspolitiker 
ging als «Reformturbo» in die An­
nalen ein. Sein Motto: Let’s do it. 
Damit entfachte er die Schweizer 
Sprachendebatte: Unter seiner Füh­
rung wurde in Zürich als erstem 
Kanton um die Jahrtausendwende 
an der Primarschule Frühenglisch 
eingeführt und dem Französisch 
vorgezogen. Andere Zentral- und 
Ostschweizer Kantone zogen nach. 

Gesetzlicher Sprachenzwang sei 
unnötig und schädlich

Nach jahrelangen Diskussionen ei­
nigte sich die Erziehungsdirekto­
renkonferenz (EDK) 2004 auf 
einen Kompromiss: Man überliess 
es den Kantonen, welche Fremd­
sprache zuerst unterrichtet wird, 
legte jedoch fest, dass die erste ab 
der 3., die zweite ab der 5. Klasse 
unterrichtet werden. Appenzell In­
nerrhoden und Uri haben diesen 
EDK-Beschluss nie umgesetzt – 

Französisch wird erst auf der Ober­
stufe unterrichtet. 

Ernst Buschor befürwortet zwar 
den Sprachenbeschluss der EDK, 
kritisiert aber, dass Berset seine 
Intervention damit rechtfertige, 
dass ohne Frühfranzösisch der na­
tionale Zusammenhalt verloren 
gehe. «Das ist eine Behauptung, die 
bis jetzt niemand untersucht und 
belegt hat», sagt Buschor. «Die Ap­
penzeller und Urner sind keine 
schlechteren Schweizer.» In beiden 
Kantonen sei unbestritten, dass die 
Schüler am Ende der Schulzeit Eng­
lisch und Französisch gleich gut be­
herrschen müssten. Die Schweiz 
habe existenziellere Probleme zu 
lösen und solle «die Kräfte nicht auf 
ideologische Nebenkriegsschau­
plätze konzentrieren», sagt Bu­
schor.  Der gesetzliche Sprachen­
zwang aus Bundesbern sei nicht nur 
unnötig, sondern auch schädlich: 
«Das provoziert einen Sprachen­
streit, der an der Urne ausgetragen 
wird – daraus werden nur Verlierer 
hervorgehen.»� Kommentar ―19
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Bevölkerung stärkt Lehrkräften den Rücken

Das Meinungsforschungsinstitut 
Marketagent.com Schweiz hat vom 
27. Juni bis zum 8. Juli 500 Inter-
views mit 14- bis 65-Jährigen zur 
Kompetenz der Schweizer Lehrer 
und zum Einfluss der Eltern an den 
Schulen durchgeführt. Das Ergeb-
nis: Die Bevölkerung stärkt den 
Lehrkräften den Rücken. Eine 
Mehrheit findet, sie seien kompe-
tent und für ihren Job genügend 
qualifiziert – obwohl der Lehrer-
mangel dazu führt, dass offene 
Stellen auch mit Quereinsteigern 
besetzt werden müssen, deren 
Ausbildung nicht dem Stellenpro-
fil entspricht. Eine Mehrheit findet 
zudem, dass sich Eltern zu stark in 
schulische Belange einmischen. 
75 Prozent der befragten Männer 
sind dieser Meinung.

7,029,250,413,4

29,6

44,8

21,2

4,4

Mann

20,8

44,0

30,0

5,2

Frau

25,2

44,4

25,6

4,8

Total

Aufgrund von Lehrermangel unterrichten an Schwei-
zer Schulen immer mehr Quereinsteiger. Klagen über 

die mangelnde Ausbildung der Pädagogen werden laut. 
Halten Sie die Lehrerschaft im Allgemeinen dennoch
für genügend qualifiziert und kompetent?

Die Schweizer 
Lehrerschaft und 

Schulbehörden beklagen 
häufig die Einmischung 
von Eltern in schulische 
Belange und Entscheide.
Nehmen Eltern Ihrer 
Meinung nach zu viel 
Einfluss auf die Schule?

Ja, auf jeden Fall Ja, eher schon Nein, eher nicht Nein, auf keinen Fall
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In Prozent
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